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K l e i n e  A n f r a g e

Ich frage die Landesregierung,

1. in jeweils welcher Weise sich die einzelnen Bereiche bei den Dienstleistungen
in den vergangenen 10 Jahren in Baden-Württemberg jeweils entwickelt haben;

2. wie sich jeweils die einzelnen Bereiche bei den Dienstleistungen in den vergan-
genen 10 Jahren bundesweit im Vergleich zu Baden-Württemberg jeweils ent-
wickelt haben;

3. wie sich jeweils die einzelnen Bereiche bei den Dienstleistungen in den vergan-
genen 10 Jahren europaweit im Vergleich zu Baden-Württemberg jeweils ent-
wickelt haben;

4. wie sie die weitere Entwicklung bei den einzelnen Sparten im Dienstleistungs-
gewerbe für die kommenden Jahre bewertet;

5. in welchen statistischen Erhebungen und aufgrund welcher gesetzlicher Grund-
lagen fortlaufende Daten über das Dienstleistungsgewerbe und seine Sparten
erhoben und veröffentlicht werden;

6. wenn keine gesetzlichen Grundlagen für die Erhebung nach Pkt. 5 vorhanden
sind:

was die Landesregierung unternimmt, damit solche gesetzlichen Grundlagen
zur für die gesamte Branche dringend notwendigen statistischen Datenerhe-
bung geschaffen und bis wann die entsprechenden gesetzlichen Grundlagen
dann vorliegen werden?

02. 10. 98

Dagenbach REP

Kleine Anfrage

des Abg. Alfred Dagenbach REP

und

Antwort

des Wirtschaftsministeriums

Synopse über Dienstleistungen
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S t e l l u n g n a h m e *)

Mit Schreiben vom 26. Januar 1999 Nr. 3-4290.1/11 beantwortet das Wirtschafts-
ministerium die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Finanzministerium
wie folgt:

Zu 1.:

Die Entwicklung der einzelnen Dienstleistungsbereiche in Baden-Württemberg
zwischen 1985 und 1997 ist in Tabelle 1 (Bruttowertschöpfung), in Tabelle 2 (Er-
werbstätige) und in Tabelle 3 (sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeit-
nehmer) dargestellt.

Im gesamten Dienstleistungssektor (einschließlich Staat) wurden 1997 in Preisen
von 1991 258 Mrd. DM oder 57,3 % der Bruttowertschöpfung des Landes erwirt-
schaftet. 1985 hat der Dienstleistungssektor erst 164 Mrd. DM oder 48,8 % zur
Bruttowertschöpfung des Landes beigetragen. Die preisbereinigte Bruttowert-
schöpfung im gesamten Dienstleistungssektor ist damit zwischen 1985 und 1997
um 57,5% gestiegen, in der Wirtschaft insgesamt lediglich um 34,2 %. Bei den
privatwirtschaftlichen Dienstleistungen (ohne Staat, private Haushalte und private
Organisationen ohne Erwerbszweck) ist die reale Bruttowertschöpfung zwischen
1985 und 1997 sogar um 71 % gestiegen.

In den einzelnen Wirtschaftszweigen des privatwirtschaftlichen Dienstleistungssek-
tors hat die Wertschöpfung im Zeitraum zwischen 1985 und 1997 wie folgt zuge-
nommen: im Handel um 33 %, bei der Wohnungsvermietung um 51 %, beim Ver-
kehr und der Nachrichtenübermittlung um 65 %, bei den Kreditinstituten und im
Versicherungsgewerbe um 77% und bei den sonstigen Dienstleistungen um 100 %.

Diese sonstigen Dienstleistungen waren damit der expansivste Wirtschaftsbe-
reich. Obwohl als „Restposten“ aufgeführt, erwirtschafteten die sonstigen Dienst-
leistungen 1997 immerhin 20,5 % der realen Bruttowertschöpfung aller Wirt-
schaftsbereiche und sind damit nach dem Verarbeitenden Gewerbe (Industrie) der
zweitgrößte Wirtschaftsbereich in Baden-Württemberg. Hierzu zählen u. a. das
Gastgewerbe, Bildung, Verlage, das Gesundheitswesen aber auch Steuerberatung,
Rechtsberatung, Ingenieurdienstleistungen, Werbung und Vermietung beweg-
licher Sachen. Damit enthalten diese „sonstigen Dienstleistungen“ im Kern den
dynamischen Bereich der unternehmensnahen Dienstleistungen.

Im gesamten Dienstleistungssektor waren 1997 2,6 Mio. Erwerbstätige; das sind
57,6 % aller Erwerbstätigen; 1985 waren es erst 2,1 Mio. Erwerbstätige (48,7 %).
Seit 1985 sind im Dienstleistungssektor des Landes insgesamt 530 000 zusätz-
liche Arbeitsplätze geschaffen worden, davon über 400000 im privatwirtschaft-
lichen Dienstleistungsbereich. Damit hat der Dienstleistungssektor in der Zeit
zwischen 1985 und 1997 – wie bereits in den Jahren davor – dauerhaft zum Be-
schäftigungswachstum beigetragen.

In den einzelnen Dienstleistungsbereichen haben sich die Erwerbstätigen zwi-
schen 1985 und 1997 wie folgt entwickelt: in den Bereichen Handel sowie Ver-
kehr und Nachrichtenübermittlung Zunahme bis 1992, danach rückläufige Ent-
wicklung in diesen Bereichen; im Bereich Kreditinstitute und Versicherungsun-
ternehmen eine Zunahme bis 1995, danach ebenfalls Abnahme; demgegenüber
nahmen im Bereich „sonstige Dienstleistungen“ die Erwerbstätigen bis 1997 um
insgesamt 60% durchgängig zu.

Auch die Entwicklung der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Arbeitneh-
mer zwischen 1985 und 1997 zeigt den Beschäftigungsbeitrag der Dienstleistun-
gen in Baden-Württemberg. Während die gesamten sozialversicherungspflichtig
beschäftigten Arbeitnehmer in diesem Zeitraum um 7% zunahmen, verzeichnete
der privatwirtschaftliche Dienstleistungsbereich einen Anstieg um 33%. Über-
durchschnittliche Steigerungsraten weisen die Bereiche Gesundheits- und Vete-
rinärwesen (45 %), Rechts- und Wirtschaftsberatung sowie andere vorwiegend für
Unternehmen erbrachte Dienstleistungen (87%) und die „sonstigen Dienstleistun-
gen“ (134%) auf. Unter „sonstigen Dienstleistungen“ werden in der Abgrenzung
der Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit u. a. die Bereiche Schau-

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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stellung, Bewachung, Auskunfts- und Übersetzungsbüros sowie das Wett- und
Lotteriewesen erfasst. Damit wird der Bereich sonstige Dienstleistungen bei der
Erfassung der Erwerbstätigen in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
(VGR), und in der Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit unter-
schiedlich abgegrenzt.

Die Aussagefähigkeit der Beschäftigtenstatistik ist für den Dienstleistungssektor
allerdings sehr begrenzt, da weder die Freiberufler und Selbständigen noch die
geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse erfasst werden. Im Dienstleistungssek-
tor repräsentiert diese Statistik daher nur 80 % der Gesamtbeschäftigten (hierzu
weitere Ausführungen Ziff. 5); wobei in einzelnen Sparten wegen des hohen An-
teils der Selbständigen der Grad der Repräsentation noch geringer sein dürfte.

Zu 2.:

Die Entwicklung der einzelnen Dienstleistungsbereiche im früheren Bundesgebiet
zwischen 1985 und 1997 ist in Tabelle 4 (Bruttowertschöpfung); in Tabelle 5 (Er-
werbstätige) und in Tabelle 6 (sozialversicherungspflichtige beschäftige Arbeit-
nehmer) dargestellt.

Die Entwicklung der realen Bruttowertschöpfung liegt in Baden-Württemberg im
Zeitraum zwischen 1995 und 1997 in allen ausgewiesenen Dienstleistungsberei-
chen mit Ausnahme des Handels über dem Bundesdurchschnitt. Ebenso haben
sich die Erwerbstätigen in diesem Zeitraum in Baden-Württemberg in allen
Dienstleistungsbereichen mit Ausnahme des Bereiches Verkehr und Nachrich-
tenübermittlung leicht überdurchschnittlich entwickelt.

Hierbei ist jedoch noch folgender Zusammenhang zu beachten. Die Durchdrin-
gung mit Dienstleistungen ist auch in der Industrie weit fortgeschritten. Beinahe
die Hälfte der Erwerbstätigen in der baden-württembergischen Industrie (46 %)
üben nach Angaben des Statistischen Landesamtes inzwischen schwerpunktmäßig
eine Dienstleistungstätigkeit aus.

Wenn man die Erwerbstätigen mit Dienstleistungsfunktionen im produzierenden
Sektor und im Dienstleistungssektor zusammen betrachtet, dann üben mittlerwei-
le mehr als zwei Drittel der Beschäftigten im Land (rd. 68 %) eine Dienstleis-
tungstätigkeit aus. Damit liegt die Dienstleistungsintensität in Baden-Württem-
berg sehr nah am Bundesdurchschnitt (69 %).

Betrachtet man die herausgehobenen qualifizierten Dienstleistungen wie Planen,
Forschen, Leiten, Ausbilden und Informieren, dann liegt Baden-Württemberg in
diesem Segment mit einem Anteil von 26% an allen Tätigkeiten sogar über dem
Bundesdurchschnitt.

Zu 3.:

Daten für einen europaweiten Vergleich der Entwicklungen bei den Dienstleistun-
gen liegen lediglich auf der Ebene der Mitgliedstaaten der Europäischen Union
vor. Ein europaweiter Vergleich der Entwicklungen der Dienstleistungen zu Ba-
den-Württemberg ist daher wegen unterschiedlicher Berechnungsmethoden nicht
möglich.

Die vorhandene Datenbasis lässt auch lediglich einen Vergleich der Bruttowert-
schöpfung im Zeitraum zwischen 1991 und 1996 zu. Mit der deutschen Einheit
entstand in der Zeitreihe ein statistischer Bruch, da die Berechnung in Kaufkraft-
paritäten, wie sie für einen internationalen Vergleich erforderlich ist, nur für eine
gesamte Gebietseinheit möglich ist.

Im Zeitraum 1991 bis 1996 hat die Bruttowertschöpfung im Dienstleistungsbe-
reich in Deutschland um 14 % zugenommen; ebenso wie in Großbritannien. Dies
ist die zweitbeste Steigerungsrate innerhalb der Europäischen Union. Lediglich Ir-
land konnte mit 23 % eine noch stärkere Zunahme verzeichnen (Tabelle 7).

Zu 4.:

Die Landesregierung sieht in der Entwicklung der reiferen Volkswirtschaften hin
zu den Dienstleistungen (Tertiarisierung) einen der großen, weltweit wirkenden
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Trends. Dieser Entwicklung kann sich das Land Baden-Württemberg nicht entzie-
hen, wie dies auch der Innovationsbeirat der Landesregierung Baden-Württem-
berg in seinem „Entwurf eines Leitbildes für Staat und Gesellschaft, Wirtschaft
und Beschäftigung, Bildung und Wissenschaft, Forschung und Technologie“, Ja-
nuar 1998, ausführt.

Es kommt deshalb nach Auffassung der Landesregierung darauf an, die wachsen-
de Bedeutung von Dienstleistungen für den Wettbewerb und den Arbeitsmarkt zu
erkennen und die Chancen auf den Wachstumsfeldern der Dienstleistungen für
die baden-württembergische Wirtschaft und die Beschäftigten zu nutzen.

Als Wachstumsfelder in den Dienstleistungen werden im „Zukunftsreport Dienst-
leistungen in Deutschland“ (Stuttgart; Fraunhofer IRB Verlag 1998) folgende Be-
reiche genannt:

• Business-Service, insbesondere Forschung und Entwicklung, Facility-Manage-
ment, Consulting und Sicherheit;

• Vermittlungsdienstleistungen, insbesondere Arbeits-, Informations- und Wa-
renvermittlung;

• Medien- und Kommunikationsdienstleistungen;

• Mobilitäts- und Logistikdienstleistungen;

• Umweltdienstleistungen;

• Finanzdienstleistungen (non-banking);

• Soziale und Gesundheitsdienste sowie

• Freizeit- und Erholungsdienstleistungen.

Mit dem „Zukunftsreport Dienstleistungen in Deutschland – Dienstleistung 2000
plus“ wurden die Ergebnisse der von über 300 Experten aus Wirtschaft, Wissen-
schaft, Fachverbänden und Politik getragenen Initiative „Dienstleistungen für das
21. Jahrhundert“ zusammengefasst.

Für die baden-württembergische Wirtschaft ist von großer Bedeutung, dass pro-
duktionsorientierte und unternehmensnahe Dienstleistungen wichtige Impulse für
die Wettbewerbsfähigkeit und die Produktivität der Unternehmen geben. So ha-
ben z. B. Forschung und Entwicklung, Technologie- und Innovationsberatung so-
wie neue Finanzierungsinstrumente wichtige innovative Funktionen im Struktur-
wandel und sind somit Motor für Wachstum und Beschäftigung in der Gesamt-
wirtschaft.

Andererseits zwingen die zunehmend differenzierte Nachfrage und die Verkür-
zung der Produktlebenszyklen dazu, vermehrt Dienstleistungen als intelligente
Vorprodukte und in Form ergänzender Serviceleistungen einzusetzen. Damit las-
sen sich innovative Gesamtlösungen anbieten und auf den Märkten – vor allem
auch international – plazieren.

Industrie- und Dienstleistungen hängen infolge dieser vielfältigen Verflechtungen
viel enger zusammen als häufig erwartet wird. Dieser Zusammenhang wird auch
im gemeinsamen Strukturbericht der IG Metall Region Stuttgart, der Industrie-
und Handelskammer Region Stuttgart und des Verbandes Region Stuttgart zur
wirtschaftlichen und beschäftigungspolitischen Lage in der Region Stuttgart vom
Juli 1998 hervorgehoben: „Auch in Zukunft bleibt eine gleichzeitige Entwicklung
der eng miteinander verzahnten Dienstleistungs- und Produktionstätigkeiten ein
entscheidender Wettbewerbsfaktor“.

Mehr als andere Dienstleistungen sind produktbegleitende Dienstleistungen auf
qualifiziertes Personal angewiesen. Mit produktbegleitenden Dienstleistungen
werden die in Baden-Württemberg gegebenen Standortvorteile genutzt. Aufgrund
seiner starken und wettbewerbsfähigen industriellen Basis hat gerade Baden-
Württemberg hervorragende Ausgangsbedingungen, diese Potentiale im interna-
tionalen Wettbewerb erfolgreich für sich zu nutzen. Durch ein intelligentes Zu-
sammenwirken und durch Kooperation insbesondere von mittelständischen Indu-
strieunternehmen und Dienstleistern kann die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt-
schaft des Landes dauerhaft erhöht und die Zukunftsfähigkeit des Standortes Ba-
den-Württemberg nachhaltig gesichert werden. Hierbei ist insbesondere an For-
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schung und Entwicklung, Beratungsdienstleistungen, Finanzdienstleistungen,
Mobilitätsdienstleistungen, Medien- und Kommunikationsdienstleistungen sowie
Dienstleistungen in der Bereichen Marktforschung, Werbung und Ausstellungs-
wesen sowie Umwelt und Qualifizierung zu denken (so auch das Gutachten des
ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung im Gemeinschaftsgutachten zur „Entwick-
lung der Wirtschaftsstruktur Baden-Württembergs“ im Auftrag des Wirtschafts-
ministeriums Baden-Württemberg vom August 1994).

Damit wird neben hoher Beschäftigung auch ein hohes Einkommensniveau der
Bürger des Landes gesichert. Dies wiederum ist Voraussetzung dafür, dass über
eine entsprechende Nachfrage die Beschäftigungsmöglichkeiten bei den perso-
nenbezogenen Dienstleistungen gestärkt werden. Denn Wachstums- und Beschäf-
tigungschancen sieht die Landesregierung nicht nur im produktions- und unter-
nehmensorientierten Bereich der Dienstleistungen, sondern auch bei den perso-
nenbezogenen Dienstleistungen, insbesondere bei Dienstleistungen für private
Haushalte, im privatwirtschaftlichen Gesundheitswesen, bei Pflegediensten; in
der Bildung und Kultur und im Tourismus sowie in der Freizeitwirtschaft.

Zu 5.:

Fortlaufende Daten zu den Dienstleistungen werden über alle Dienstleistungs-
sparten hinweg insbesondere in folgenden Statistiken erhoben bzw. ermittelt und
veröffentlicht:

– Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen (VGR),

– Statistik der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Arbeitnehmer,

– Mikrozensus,

– Umsatzsteuerstatistik.

Daneben gibt es für die einzelnen Dienstleistungssparten bereichsspezifische
Fachstatistiken, wobei sich allerdings die Datenlage in den einzelnen Bereichen
deutlich unterscheidet.

Die o.g. Statistiken bzw. Gesamtrechnungssysteme (VGR) werden auf folgenden
Rechtsgrundlagen durchgeführt und weisen folgende Aussagemöglichkeiten und
Schwächen bei der Analyse von Struktur und Entwicklung des Dienstleistungsbe-
reiches auf:

• Für die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) der Bundesrepublik
Deutschland ist ab April 1999 das Lieferprogramm gem. der Verordnung über
das Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 95)
maßgebend (Verordnung, EG, Nr. 2223/96 des Rates vom 25. Juni 1996 zum
Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler
und regionaler Ebene in der Europäischen Gemeinschaft – Anhang B, Abl. der
EG L 310 vom 30. November 1996, S. 1): Dieses Lieferprogramm beschreibt
auch die wichtigsten Anforderungen an die Darstellung der Dienstleistungsbe-
reiche in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.

Im Rahmen der Jahresergebnisse veröffentlicht das Statistische Bundesamt auf
Bundesebene Ergebnisse für 60 Wirtschaftsbereiche, davon 25 Dienstleistungs-
bereiche (z.B. Einzelhandel und Reparatur von Gebrauchsgütern; Gastgewerbe,
Versicherungsgewerbe usw.). Eine Übersicht über alle 25 Dienstleistungsberei-
che befindet sich in Anlage 8; Quelle: Bericht des Bundesministeriums für
Wirtschaft und des Statistischen Bundesamtes an den Wirtschaftsausschuss des
Deutschen Bundestages zur „Erfassung des Dienstleistungssektors in der amt-
lichen Statistik als Grundlage der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
VGR“ von Januar 1998. Die hier definierten Dienstleistungsbereiche umfassten
1997 bspw. einen Anteil an der Gesamtwirtschaft von ca. 64% (reale Brutto-
wertschöpfung) und von 63% der Erwerbstätigen.

Relativ gut fundiertes Datenmaterial steht für die Bereiche öffentliche Verwal-
tung und Sozialversicherung zur Verfügung: Ausreichend ist die Datenlage
auch zur jährlichen Berechnung der Produktionswerte in den Bereichen Handel
und Gastgewerbe, Verkehr sowie Kreditinstitute und Versicherungsunterneh-
men. Für diese Bereiche stehen Ergebnisse aus jährlichen Unternehmenserhe-
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bungen oder aus Quellen vergleichbarer Qualität (Bankenstatistik der Deut-
schen Bundesbank, Geschäftsberichte des Bundesaufsichtsamts für das Versi-
cherungswesen) zur Verfügung.

Für alle übrigen Dienstleistungsbereiche ist die Datenlage unbefriedigend.
Hierbei handelt es sich vor allem um die Bereiche Grundstücks- und Woh-
nungswesen, Leasing, Vermietung beweglicher Sachen, Datenverarbeitung und
Datenbanken, Telekommunikation, Forschung und Entwicklung, Dienstleis-
tungen überwiegend für Unternehmen (z. B. Rechts- und Wirtschaftsberatung,
Architektur- und Ingenieurbüros). Außerdem gehören zu diesen Bereichen die
privaten Einrichtungen von Erziehung und Unterricht, das Gesundheits-, Vete-
rinär- und Sozialwesen, der Kultur, des Sports, der Unterhaltung und weitere
Dienstleistungen für private Konsumenten.

Eckzahlen für alle diese Bereiche, d. h. Gesamtergebnisse aus Vollerhebungen
über Erwerbstätige, Beschäftigte sowie Löhne und Gehälter, stehen letztmals
für das Berichtsjahr 1986 bzw. 1987 aus der Arbeitsstättenzählung 1987 zur
Verfügung. Mikrozensus-Ergebnisse und Angaben über die sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigten aus der Beschäftigtenstatistik stellen die wich-
tigsten Fortschreibungsindikatoren dar. Dies bedeutet, dass der Schätzbedarf
zur Ermittlung der Wertschöpfung in diesen Bereichen besonders hoch ist.

Die Dienstleistungsbereiche mit unzureichender Datenbasis machen im Rah-
men der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen einen Wertschöpfungsanteil
von gegenwärtig rd. 20% aus. Dies ist zwar deutlich weniger als die häufig ge-
nannten 50 %, dennoch ist das Ausmaß der datenmäßig schlecht abgesicherten
Dienstleistungsbereiche in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen be-
denklich groß.

Diese mangelhafte Datenbasis führt auf Länderebene zu weiteren Einschrän-
kungen in der Aussagekraft der erhobenen Daten. So werden auf Länderebene
bei der Wertschöpfung lediglich sechs Dienstleistungsbereiche ausgewiesen,
und zwar

– Handel;

– Verkehr, Nachrichtenübermittlung;

– Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen;

– Wohnungsvermietung;

– sonstige Dienstleistungen;

– Staat, private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck.

Bei den Erwerbstätigen sind es lediglich fünf Wirtschaftsbereiche, da die Woh-
nungsvermietung in den sonstigen Dienstleistungen enthalten ist.

Damit sind für den in wachstums- und beschäftigungspolitischer Hinsicht sehr
wichtigen und dynamischen Bereich der unternehmensnahen und ausgewählten
personenbezogenen Dienstleistungen auf Länderebene nicht einmal Tendenz-
aussagen möglich.

• Die gesetzliche Grundlage für die Durchführung der Statistik der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten, die in der Zuständigkeit der Bundesanstalt für
Arbeit liegt, war bis zum 31. Dezember 1997 das Arbeitsförderungsgesetz
vom 25. Juni 1969, zuletzt geändert durch Art. 30 des Gesetzes vom 20. De-
zember 1996. In seinen wesentlichen Teilen wurde dieses Gesetz mit Wirkung
vom 1. Januar 1998 aufgehoben. Die neue gesetzliche Grundlage für die
Durchführung der Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten bil-
det seit dem 1. Januar 1998 das Dritte Sozialgesetzbuch – Arbeitsförderung –
(SGB III) vom 24. März 1997, zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom
16. Dezember 1997.

Die Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten liefert Daten über
Bestand und Struktur der beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.
Daraus folgt, dass in dieser Statistik in den Regel alle Arbeiter und Angestellte
(einschl. Auszubildende) erfasst werden. Grundsätzlich unberücksichtigt blei-
ben – und darin liegt der Hauptmangel der Beschäftigtenstatistik – alle Selbst-
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ständige, Mithelfende Familienangehörige, Beamte sowie alle geringfügig Be-
schäftigten, die eine sog. Nebentätigkeit ausüben und nicht der Sozialversiche-
rungspflicht unterliegen. Außerdem sind leitende Angestellte mit „befreienden
Lebensversicherungen“ in der Beschäftigtenstatistik nicht enthalten.

Die wirtschaftsfachliche Zuordnung der Beschäftigten erfolgt nach dem wirt-
schaftlichen Schwerpunkt des Betriebes, sodass Beschäftigte mit Dienstlei-
stungstätigkeiten häufig anderen Wirtschaftsbereichen zugeordnet werden und
deshalb in der Beschäftigtenstatistik im Dienstleistungsbereich nicht darstellbar
sind.

Da gerade die in der Beschäftigtenstatistik nicht enthaltenen Versorgungsgrup-
pen (Selbständige, Mithelfende Familienangehörige, Beamte und geringfügig
Verdienende) in den diversen Dienstleistungsbereichen von großer Bedeutung
sind, können die Ergebnisse der Statistik der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten den Umfang und die Struktur der Beschäftigten im Dienstleistungs-
bereich auch nicht annähernd zuverlässig abbilden.

• Der Mikrozensus wird auf dem Gesetz zur Durchführung einer Repräsentativ-
umfrage über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt (Mikrozensusgesetz) vom
10. Juni 1985 (BGBl. I S. 955) durchgeführt. Eine tiefe regionale und fachliche
Untergliederung ist aufgrund der geringen Stichprobenauswahl nicht möglich.

• In der Umsatzsteuerstatistik (Gesetz über die Steuerstatistiken vom 6. Dezem-
ber 1966 BGBl. I. S.665) werden lediglich die zu versteuernden Umsätze erfasst.
Im Fall von Mehrbetriebsunternehmen mit Niederlassungen in anderen Ländern
oder Regionen ist keine gebietsscharfe Abgrenzung der dort erzielten Umsätze
möglich.

Zu 6.:

Das derzeitige Programm der Bundesstatistik enthält – wie zu Ziff. 5 dargestellt –
zwar schon Erhebungen bei und Angaben über Dienstleistungsunternehmen. Das
Datenangebot ist jedoch bereichsbezogen sehr unterschiedlich und zum Teil
lückenhaft. Neben einzelnen relativ umfassend statistisch erfassten Dienstlei-
stungsbereichen, wie z. B. Handel und Gastgewerbe sowie Kreditinstitute und
Versicherungen, gibt es Bereiche, für die nahezu kein primär- oder nur begrenzt
brauchbares sekundärstatistisches Zahlenmaterial existiert. Zu den letzteren
gehören insbesondere die von Unternehmen und Freien Berufen erbrachten, über-
wiegend unternehmensbezogenen Dienstleistungen. Hier fehlt es an einer laufen-
den, zumindest jährlichen Berichterstattung. Daher besteht hinsichtlich der Beob-
achtung und Beurteilung der Entwicklung dieses für die Gesamtwirtschaft der
Bundesrepublik Deutschland und Baden-Württembergs wichtigen Bereichs ein
akuter Datenbedarf (vgl. Ziff. 1).

Zuverlässige statistische Informationen werden insbesondere für die Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen sowie für die Strukturpolitik, die Mittelstandspo-
litik, die Forschungs- und Technologiepolitik und die Arbeitsmarktpolitik drin-
gend benötigt. Eine gesicherte Datengrundlage über die Struktur und die Entwick-
lung der Dienstleistungen ist Voraussetzung für eine zielgerichtete Wirtschaftspo-
litik, um Innovationsimpulse der unternehmensnahen Dienstleistungen sowie die
Wachstums- und Beschäftigungschancen im Dienstleistungsbereich besser aus-
nutzen zu können und damit den Dienstleistungsstandort Bundesrepublik
Deutschland und Baden-Württemberg international zu profilieren.

Eine Verbesserung der Datenbasis bei den unternehmensnahen Dienstleistungen
ist auch aufgrund der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 58/97 des Rates vom 20. De-
zember 1996 über die strukturelle Unternehmensstatistik (EG-Strukturstatistik-
Verordnung) erforderlich, die einen gemeinsamen Rahmen für die Erhebung, Er-
stellung und Übermittlung von Gemeinschaftsstatistiken im Bereich unterneh-
mensnaher Dienstleistungen schafft (ABl. der EGL 14 vom 17. Jan. 1997, S. 1).

Ferner hat der im Rahmen der Welthandelsorganisation (WTO) eingesetzte Rat
für den Handel mit Dienstleistungen im März 1995 beschlossen, eine grundlegen-
de Verbesserung der Statistiken des internationalen Dienstleistungshandels in An-
griff zu nehmen. Bei den Verhandlungen im Rahmen der Uruguay-Runde erkann-
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ten die Teilnehmer, dass zuverlässige Statistiken für den Handel der Dienstleis-
tungen wichtig für das Funktionieren der multilateralen Vereinbarung im Dienst-
leistungsbereich sind. Die vorhandenen Statistiken seien aber in hohem Maße un-
zureichend. Darüber hinaus bestand Einvernehmen, dass das Nichtvorhandensein
eines gemeinsamen Klassifikationssystems für die Dienstleistungen auf interna-
tionaler Ebene zu praktischen und rechtlichen Schwierigkeiten bei der Umsetzung
der Ergebnisse der Uruguay-Runde führen würde. Auch die deutschen Statistiken
im Dienstleistungsbereich müssen entsprechend angepasst werden.

Die Lücken im amtlichen Zahlenmaterial des Dienstleistungsbereichs lassen sich
nach gemeinsamer Auffassung der Fachstatistiker und der Nutzer in Wissenschaft
und Verwaltung letztlich nur durch primärstatistische Erhebungen schließen.

Deshalb haben die Wirtschaftsminister und -senatoren der Länder bereits mehr-
fach – zuletzt auf ihrer Konferenz am 25./26. November 1998 in Fulda – eine aus-
sagefähige Dienstleistungsstatistik durch Primärerhebungen gefordert. In diesem
Zusammenhang haben die Wirtschaftsminister und -senatoren der Länder aller-
dings zugleich darauf aufmerksam gemacht, dass das Konzept des Bundes zur
Umsetzung der EG-Strukturstatistik-Verordnung den Datenbedarf der Länder
nicht berücksichtigt.

Ein entsprechendes Gesetzesvorhaben des Bundesministeriums für Wirtschaft, in
dem eine Dienstleistungsstatistik als Stichprobenerhebung vorgesehen war, wurde
1994 aufgrund des Föderalen Konsolidierungsprogramms zurückgestellt. Zu Be-
ginn der vergangenen Legislaturperiode scheiterte die Einbringung des Gesetzent-
wurfs zunächst am Programm der Bundesregierung zur Überprüfung und Redu-
zierung amtlicher Statistiken auf das absolut Notwendige, weil die Anordnung
neuer statistischer Erhebungen ohne Kompensation bei anderen Statistiken mit
diesem Programm nicht vereinbar war.

Nach Auskunft des Bundesministeriums der Finanzen und des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Technologie wird in den kommenden Monaten der Ent-
wurf des Dienstleistungsstatistikgesetzes überarbeitet.

Die Landesregierung wird hierzu ihre Vorstellungen zu einer effizienten und
praktikablen Dienstleistungsstatistik insbesondere auch in den Bund-Länder-Aus-
schüssen Statistik und Dienstleistungswirtschaft einbringen. Hierbei verfolgt die
Landesregierung das Ziel, eine höchstmögliche Informationsgewinnung mit einer
geringstmöglichen Belastung der zu befragenden Unternehmen und mit einer ko-
stengünstigen Durchführung in den statistischen Ämtern in Einklang zu bringen.
Die Beachtung dieses Grundsatzes ist für die geplante Dienstleistungsstatistik
deshalb besonders dringlich, weil von ihr überwiegend kleine bis mittelgroße Un-
ternehmen betroffen sind.

Die Landesregierung wird deshalb darauf drängen, dass in der geplanten Dienst-
leistungsstatistik nur die dringend notwendigen Daten erhoben werden und der
Merkmalskatalog entsprechend knapp gehalten wird. Hierbei sind die nationalen
Spielräume, welche die EG-Strukturstatistik-Verordnung eröffnet, auszuschöpfen.
Nur durch eine Minimierung der Belastungswirkungen für die Dienstleistungsun-
ternehmen lässt sich nach Auffassung der Landesregierung die von allen Experten
geforderte Auskunftspflicht vertreten und die erforderliche Akzeptanz hierfür er-
reichen.

Die vorgesehene Dienstleistungsstatistik wird von den Statistischen Landesäm-
tern durchgeführt und ist fast ausschließlich über die Länderhaushalte zu finanzie-
ren. Es müssen deshalb für die Landespolitik nutzbare Ergebnisse zu erwarten
sein.

Dies ist nach den bisherigen Entwürfen, wonach die Statistik als Unternehmens-
statistik konzipiert ist, noch nicht befriedigend gelöst. Baden-Württemberg hat
deshalb bereits 1996 gefordert, dass für die jeweiligen Niederlassungen von
Dienstleistungsunternehmen jeweils das Bundesland ausgewiesen und zumindest
die dort jeweils tätigen Personen und der dort getätigte Umsatz nachgewiesen
wird. Damit stünden für Dienstleistungsunternehmen mit Niederlassungen zumin-
dest die Kernmerkmale als eigene Information für eine brauchbare Analyse der
Struktur und Entwicklung der Dienstleistungen auf Landesebene zur Verfügung.
Ohne diese notwendige Differenzierung bei der Wahl der Erhebungseinheit (Un-
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ternehmen/Niederlassung) dürfte es zu verzerrten Ergebnissen auf Länderebene
kommen. Erwünschenswert wäre auch, dass diese Kernmerkmale unterhalb der
Landesebene auf der Ebene der Regionen zur Verfügung stehen. Dann müsste al-
lerdings der Stichprobenumfang der geplanten Dienstleistungsstatistik höher sein.

Die rasche Verwirklichung der geplanten Dienstleistungsstatistik und die Qualität
der Ergebnisse dieser Statistik werden wesentlich von der Akzeptanz bei den
Dienstleistungsunternehmen, bei den Wirtschaftsverbänden und in der Politik ab-
hängen. Die Landesregierung sieht deshalb die Einführung einer Dienstleistungs-
statistik nicht isoliert, sondern im Zusammenhang mit der Anpassung der gesam-
ten Wirtschaftsstatistik an die sektoralen und strukturellen Veränderungen in der
Wirtschaft und auch im Hinblick auf die Belastungswirkungen bei Unternehmen
und Behörden.

Es ist deshalb anzustreben, die Einführung der Dienstleistungsstatistik finanzneu-
tral durch Verschlankung bei anderen Wirtschaftsstatistiken zu ermöglichen. Ba-
den-Württemberg hat hierzu die Verschlankung des konjunkturellen Monatsbe-
richts vorgeschlagen. Damit könnten die Belastungen durch Statistiken für die
Gesamtwirtschaft auch unter Berücksichtigung der neu einzuführenden Dienstlei-
stungsstatistik in tragbaren Grenzen gehalten werden.

Dr. Döring

Wirtschaftsminister
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